
 

 

 

Caritasverband für die Stadt und den Landkreis Würzburg e. V. 

Sehr geehrte Damen und Herren,  
liebe Ehrenamtliche und Helferkreise,  
 
heute möchten wir Sie, ausnahmsweise schon am Donnerstag, gerne wieder über einige interessante 
Neuigkeiten informieren:  
 
1. Aktuelle Informationen zu den Gebührenbescheiden  
Auf das Urteil des Bayerischen Verwaltungsgerichtshofs, der am 16. Mai 2018 die 
Gebührenbescheide für Unterkunftskosten in ihrer jetzigen Form für ungültig erklärt hat, haben wir an 
dieser Stelle bereits hingewiesen. Das Urteil ist nun rechtskräftig geworden und die Kanzlei Hermann, 
Haubner und Schank aus Passau, die das Normenkontrollverfahren gegen die Bescheide eingeleitet 
hat, gibt in einem  Newsletter vom 29. Juni 2018 Antwort auf alle wichtigen Fragen. Aktuelle Schulden 
aus Bescheiden für Zeiträume der Unterbringung ab September 2016 werden nicht mehr vollstreckt. 
Ob eine neue Gebührenordnung erlassen wird und wie diese gestaltet sein wird, bleibt weiterhin offen. 
Für Bescheide, die sich auf Zeiträume vor September 2016 beziehen und für sogenannte 
Erstattungsbescheide gelten besondere Hinweise. Die gesamten Informationen können Sie dem 
angehängtem Newsletter entnehmen (PDF Newsletter_Haubner_Schank). 
 

 
 
2. Film "Return to Afghanistan" am 18. Juli 2018 im Central Programmkino 
„Return to Afghanistan“- dieser packende Dokumentarfilm erzählt die Geschichten von sieben 
Flüchtlingen, die nach Afghanistan zurückkehren müssen oder wollen. Sie kommen aus Deutschland, 
Pakistan und Iran. Der Film beleuchtet die Motive von Rückkehrern. Warum haben sie sich für diesen 
Weg entschieden? Was waren die Umstände ihrer Abschiebung? Mit welchen Realitäten sehen sie 
sich konfrontiert, zurück in einem Land, das sie gehofft hatten, für ein besseres Leben zu verlassen? 
Am 18. Juli 2018 um 19:00 Uhr haben alle Interessierten die Möglichkeit, diesen hoch aktuellen Film 
im Central Programmkino (Frankfurterstr. 87; 97082 Würzburg) zu sehen. Im Anschluss folgt eine 
Diskussion mit Mirco Günther, dem Leiter des Büros der Friedrich-Ebert-Stiftung in Kabul. Die 
Veranstaltung wird von der Akademie Frankenwarte und dem Würzburger Bündnis für Demokratie und 
Zivilcourage organisiert. Weitere Informationen zur Vorführung und Diskussion sind im angehängten 
Flyer zu finden (PDF Return-to-Afghanistan). Mehr Informationen zum Film gibt es hier: 
https://www.returntoafghanistan.com.  
 

 
 
3. Erklärung der Wohlfahrtsverbände zum Flüchtlingsschutz 
Mehrere Wohlfahrtsverbände sprechen sich in der gemeinsamen „Berliner Erklärung“ vom 27. Juni 
2018 für den Schutz verfolgter Menschen auf Grundlage der Genfer Flüchtlingskonvention aus. Dabei 
äußern sie sich kritisch gegenüber aktuellen politischen Entwicklung in Europa und in Deutschland. 
Gefordert wird etwa, schutzsuchende Menschen nicht an europäischen Grenzen abzuweisen oder vor 
den Grenzen Europas in Lagern unterzubringen. Auch für die Rettung von Menschen in Seenot 
sprechen sich die Wohlfahrtsverbände in ihrer Erklärung aus. Die zweiseitige Erklärung finden Sie bei 
Interesse im Anhang dieser E-Mail (180627_Berliner_Erklaerung). 
 

 
 
4. Workshopangebot für Ehrenamtliche des LBE Bayern und des ME-Hauses 
Das Landesnetzwerk bürgerschaftliches Engagement Bayern e.V. (LBE Bayern) hat drei Workshops 
konzipiert, durch die Ehrenamtliche in ihrer Arbeit unterstützt werden sollen. „Engagement stärken. 
Haltung zeigen“ ist das Thema der Angebote. Die jeweils dreistündigen Workshops stehen 
Ehrenamtlichen, Freiwilligengruppen und Vereinen kostenfrei zur Verfügung. Folgende Workshops 
können einzeln oder auch aufeinander aufbauend gebucht werden:  Zusammenhänge erkennen! 
Vielfalt, Vorurteile und Rassismus; Haltung finden! ungleich- gleichwertig; Haltung zeigen! Zivilcourage 
und Argumentationstraining. Durchgeführt wird das Angebot von Melissa Neugebauer vom Matthias-
Ehrenfried-Haus Würzburg. Den Flyer mit genauerer Beschreibung der Workshops finden Sie im 
Anhang (PDF LBE_Engagement stärken_Flyer). Gerne können Sie sich bei Fragen oder mit einer 

https://www.returntoafghanistan.com/



 
 
 


 


 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Newsletter 29.06.2018 
 
 
 
Gebührenbescheide – Update zu den Newslettern vom 24.07.2017 und 11.10.2017 
Nunmehr rechtskräftiger Beschluss des Bayerischen Verwaltungsgerichtshofs 
vom 16.05.2018 – 12 N 18.9 
 
 
Eine Bitte vorab: Bevor Sie Fragen an uns stellen und um weitere Auskünfte 
bitten, lesen Sie bitte erst diesen Newsletter gründlich. Viele Fragen dürften 
damit bereits beantwortet sein. 
 
 
 
 
Gebühren- und Erstattungsbescheide der Regierung von Unterfranken für 
Unterkunftskosten und Haushaltsenergie in den Gemeinschaftsunterkünften und 
rechtliche Möglichkeiten 
 
Kommunale Gebührenbescheide für Unterkunftskosten 
 
 
 
Zum 01.09.2016 hatte die Bayerische Staatsregierung die Unterkunftsgebühren für die 
Unterbringung von Asylbewerber*innen in staatlichen Gemeinschaftsunterkünften um 
etwa 50 % auf EUR 278 für Alleinstehende und Haushaltsvorstände und auf EUR 97 
für Haushaltsangehörige erhöht. 
 
Außerdem wurde bei der Regierung von Unterfranken eine zentrale 
Gebührenabrechnungsstelle geschaffen, die für die Unterbringung von 
Asylbewerber*innen in staatlichen Unterkünften in ganz Bayern Gebühren erheben 
bzw. Erstattung fordern sollte. 
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Vor allem seit Sommer 2017 hat die Regierung von Unterfranken sehr viele 
Gebührenbescheide für Unterkunftskosten (teilweise auch für Verpflegungskosten bei 
Unterbringung in Unterkünften mit Catering) versandt. Für die Betroffenen und die 
Helfer*innen ist insbesondere problematisch, dass teilweise sehr hohe Beträge verlangt 
werden, z.B. bis zu 311,-- € für 4 qm bzw. für ein Bett im Sechsbettzimmer und dass 
die Zahlungen rückwirkend, teilweise ab dem Jahr 2015, verlangt werden. 
 
Viele Betroffene erhielten deshalb Bescheide über Beträge von einigen Tausend Euro. 
 
Wir hatten darüber bereits in früheren Newslettern vom 24.07.2017 und 11.10.2017 
informiert. 
 
Im Auftrag einiger Betroffener haben wir im August 2017 beim Bayerischen 
Verwaltungsgerichtshof Normenkontrollantrag gegen die Gebührenregelungen der 
Durchführungsverordnung Asyl eingereicht. Auf diesen Antrag hin hat der Bayerische 
Verwaltungsgerichtshof die Gebührenregelungen der Durchführungsverordnung Asyl 
mit Beschluss vom 16.05.2018 – 12 N 18.9 – für unwirksam erklärt. 
 
Die Entscheidung ist zwischenzeitlich rechtskräftig geworden und muss nun vom 
Freistaat Bayern noch im Bayerischen Gesetz- und Verordnungsblatt veröffentlicht 
werden. Mit der Veröffentlichung tritt rückwirkend zum Zeitpunkt der Rechtskraft 
(17.06.2018) ein allgemeines Vollstreckungshindernis ein. 
 
Dies bedeutet, daß Vollstreckungen von betroffenen Gebührenbescheiden, die ab dem 
17.06.2018 erfolgt sind/erfolgen, unwirksam werden und rückabgewickelt werden 
müssen. 
 
Praktisch sind uns derzeit keine Vollstreckungsversuche bekannt. Ob freiwillige 
Zahlungen zurückerstattet werden, ist noch unklar; es besteht insoweit das 
Risiko, daß freiwillige Zahlungen von der Gebührenabrechnungsstelle 
einbehalten werden. 
 
 
Betroffen sind: 
 


• Asylsuchende im 
noch laufenden Asylverfahren/Asylgerichtsverfahren mit 
Aufenthaltsgestattung (mit Einkommen) 


• abgelehnte 
Geflüchtete mit Duldung (mit Einkommen) 


• bereits Anerkannte 
(Flüchtlinge, subsidiär Schutzberechtigte, Personen mit 
Abschiebungsverbot, sog. „Fehlbeleger“) 


 
 
Im Einzelnen gilt Folgendes: 
 
1. Direkt von der Entscheidung betroffen sind Gebührenfestsetzungsbescheide der 
Regierung von Unterfranken – Zentrale Gebührenabrechnungsstelle – für 
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Zeiträume der Unterbringung ab September 2016. Welches Datum der Bescheid 
trägt, spielt dabei keine Rolle. 
 
Wer noch Gebührenschulden aus solchen Bescheiden hat, muss keine Vollstreckung 
der Zentralen Gebührenabrechnungsstelle mehr befürchten, weil für diese 
Gebührenschulden rückwirkend zum 17.06.2018 ein Vollstreckungshindernis bestehen 
wird. 
 
Nach unserer Kenntnis hat die Zentrale Gebührenabrechnungsstelle kurz nach der 
Entscheidung des Bayerischen Verwaltungsgerichtshofs damit aufgehört, neue 
Gebührenfestsetzungsbescheide zu erstellen und zu verschicken. 
 
 
2. Nicht direkt von der Entscheidung betroffen sind Gebührenfestsetzungsbescheide 
der Regierung von Unterfranken – Zentrale Gebührenabrechnungsstelle – für 
Zeiträume der Unterbringung bis August 2016. Auch diese Bescheide dürften aber 
rechtswidrig sein, weil auch sie die Voraussetzungen nicht erfüllen, die der 
Bayerische Verwaltungsgerichtshof in seiner Entscheidung vom 16.05.2018 aufgestellt 
hat. 
 
Deshalb raten wir bei neuen Bescheiden für diese alten Zeiträume dazu, Klage 
gegen die Bescheide zu erheben. 
 
Wenn die Klagefrist allerdings schon abgelaufen ist (weil der Bescheid bereits vor mehr 
als einem Monat zugestellt wurde), ist gegen diese Bescheide kein Rechtsbehelf mehr 
gegeben. Ggf. aufgelaufene Schulden bleiben bestehen und können von der Zentralen 
Gebührenabrechnungsstelle auch grundsätzlich vollstreckt werden. 
 
 
3. Ebenfalls nicht direkt von der Entscheidung betroffen sind 
Gebührenfestsetzungsbescheide der kreisfreien Städte. 
 
Viele bayerische kreisfreie Städte haben eigene Gebührensatzungen für die 
Unterbringung in kommunalen Unterkünften erlassen und dabei einfach die 
Gebührensätze aus der Durchführungsverordnung Asyl übernommen, die der 
Bayerische Verwaltungsgerichtshof in seiner Entscheidung vom 16.05.2018 für 
unwirksam erklärt hat,  
 
z.B. Amberg, Augsburg, Bayreuth, Fürth, Kaufbeuren, Memmingen, Rosenheim, 
Schwabach, Straubing. 
 
Die meisten dieser Satzungen wurden Ende 2017, Anfang 2018 erlassen. 
 
Auch die auf dieser Grundlage erlassenen Bescheide dürften rechtswidrig sein, weil 
auch sie die Voraussetzungen nicht erfüllen, die der Bayerische 
Verwaltungsgerichtshof in seiner Entscheidung vom 16.05.2018 aufgestellt hat. 
 
Deshalb raten wir bei neuen kommunalen Bescheiden dazu, Klage (oder 
Widerspruch) gegen die Bescheide zu erheben. 
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Wenn die Klage-/Widerspruchsfrist allerdings schon abgelaufen ist (weil der Bescheid 
bereits vor mehr als einem Monat zugestellt wurde), ist gegen diese Bescheide kein 
Rechtsbehelf mehr gegeben. In diesem Fall werden die Gebühren fällig und können 
von der Stadt eingefordert werden. Soweit die städtische Satzung noch nicht älter als 
ein Jahr ist, besteht allerdings die Möglichkeit eines Normenkontrollverfahrens. 
 
Dies gilt nicht für Bescheide der Stadt München, die ein eigenes Gebührensystem 
entwickelt hat. Ob dieses rechtmäßig ist, kann derzeit nicht sicher beurteilt werden. 
 
 
4. Ebenfalls nicht direkt von der Entscheidung betroffen sind Erstattungsbescheide 
der Regierung von Unterfranken – Zentrale Gebührenabrechnungsstelle. 
 
Bei Bescheiden der Regierung von Unterfranken – Zentrale 
Gebührenabrechnungsstelle - muss zunächst immer erst festgestellt werden, ob es 
sich um einen Gebührenfestsetzungsbescheid oder einen Erstattungsbescheid 
handelt. Das können Sie auf der ersten Seite sehen, wo es entweder heißt 
 
Gebührenfestsetzungsbescheid für den Abrechnungszeitraum (Monat und Jahr) 
 
oder 
 
Erstattungsbescheid für den Abrechnungszeitraum (Monat und Jahr) 
 
Außerdem sind die Rechtsbehelfsbelehrungen am Ende des Bescheides 
unterschiedlich: 
 
Gegen Gebührenfestsetzungsbescheide kann innerhalb eines Monats Klage bei 
dem zuständigen Verwaltungsgericht erhoben werden, während gegen 
Erstattungsbescheide innerhalb eines Monats Widerspruch bei der Regierung von 
Unterfranken erhoben werden kann. 
 
 
Viele der Erstattungsbescheide sind rechtswidrig. 
 
Mit Erstattungsbescheiden wird die Erstattung zu Unrecht erbrachter (Sach-)Leistungen 
(Unterkunft und Haushaltsenergie) nach dem AsylbLG gefordert. Dies ist grundsätzlich 
nur für den Zeitraum bis zu 15 Monaten Aufenthalt im Bundesgebiet (und damit 
bis zum Beginn des Anspruchs auf sog. Analogleistungen nach § 2 AsylbLG mit 
Ausgabe der Krankenversicherungskarte etc.) möglich, danach ist die 
Gebührenregelung in der DVAsyl vorrangig. 
 
Das heißt, Erstattungsbescheide sind in der Regel rechtswidrig, wenn sie sich 
auf Zeiträume beziehen, in denen der Betroffene bereits länger als 15 Monate in 
Deutschland war. 
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Bei allen Erstattungsbescheiden hat die Regierung von Unterfranken – Zentrale 
Gebührenabrechnungsstelle - darüber hinaus die Erstattungsbeträge nach der 
Höhe der nun verworfenen Gebühren berechnet. Das ist falsch. Es darf nur der 
Wert der erbrachten Sachleistung (Unterkunft) zurückgefordert werden. Dieser 
liegt normalerweise deutlich niedriger als die Erstattungsbeträge. 
 
Gegen Erstattungsbescheide raten wir zum Widerspruch. Der Widerspruch gegen 
Erstattungsbescheide hat aufschiebende Wirkung. Die Betroffenen müssen daher 
bis zum Abschluss des Verfahrens nichts zurückzahlen. Das 
Widerspruchsverfahren kann sich länger hinziehen. 
 
Falls die Widerspruchsfrist bereits abgelaufen ist, kann bei allen Erstattungsbescheiden 
die Überprüfung des Bescheides und eine neue Entscheidung über die 
Erstattungsforderung beantragt werden. Wenn der Antrag abgelehnt wird, kann gegen 
diese Entscheidung innerhalb eines Monats Widerspruch erhoben werden. 
 
 
Für die Zukunft können wir derzeit Folgendes sagen: 
 
Es ist noch unklar, ob der Freistaat Bayern eine neue Gebührenregelung 
erlassen wird, wie diese inhaltlich ausgestaltet sein wird und ob Gebühren dann 
rückwirkend erhoben werden. 
 
Falls Betroffene nach einer Neuregelung rückwirkend Gebührenbescheide für 
einen zurückliegenden Zeitraum erhalten, kann die Übernahme der Gebühren bei 
der Sozialbehörde (Jobcenter bzw. Sozialamt) beantragt werden. 
 
Dies kann je nach Aufenthaltsstatus das Jobcenter oder die für die Grundsicherung 
oder Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz zuständige Behörde 
(Sozialamt; in manchen Landkreisen/Städten auch Ausländeramt) sein. 
 
Die Betroffenen sollten die Übernahme auch dann beantragen, wenn sie aktuell 
keine laufenden Leistungen vom Jobcenter oder Sozialamt mehr bekommen, weil 
sie arbeiten. 
 
Die Forderung wird nämlich in dem Monat zur Zahlung fällig, in dem die 
Gebührenbescheide zugestellt werden. Und bei einer hohen Forderung verdient 
niemand genug, um das auf einmal zahlen zu können. 
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Für die verschiedenen Gruppen gilt dann Folgendes: 
 
Bereits im Asylverfahren anerkannte Flüchtlinge, subsidiär Schutzberechtigte, 
Personen mit Abschiebungsverbot, also sog. Fehlbeleger: 
 
Diese können die Beträge beim Jobcenter beantragen. Wichtig ist, daß die 
Anerkannten die Gebührenbescheide so schnell wie möglich beim Jobcenter 
einreichen und Erstattung verlangen. Sollten sie nämlich keine laufenden Leistungen 
nach dem SGB II mehr erhalten, müssen die Bescheide im gleichen Monat beim 
Jobcenter vorgelegt werden, in dem sie zugegangen sind. Leistungen des Jobcenters 
gibt es nämlich nur ab dem Monat, in dem sie beantragt wurden. 
 
Personen im laufenden Asylverfahren mit Aufenthaltsgestattung und bereits 
abgelehnte Geflüchtete mit Duldung: 
 
Diese sollen die Übernahme der Leistungen beim zuständigen 
Sozialamt/Ausländeramt beantragen, und zwar auch dann, wenn sie arbeiten und 
deshalb keine laufenden Leistungen bekommen. Wer keine laufenden Leistungen nach 
dem Asylbewerberleistungsgesetz erhält, sollte den Antrag so schnell wie möglich 
stellen. 
 
 
Mandatsübernahme Widerspruch gegen Erstattungsbescheide: 
 
Wenn uns die Bescheide geschickt werden, prüfen wir hier zunächst die 
Erfolgsaussichten. Dafür verlangen wir kein Honorar. 
 
Bitte geben Sie die Kontaktdaten an, unter denen eine Rücksprache erfolgen kann. 
Bitte schicken Sie uns neben der Forderungsaufstellung der Regierung von 
Unterfranken von jedem einzelnen Bescheid jeweils die erste Seite sowie eine kurze 
Beschreibung der Unterbringungssituation (Wie viele Personen gehören zum 
Haushalt? Größe des Zimmers? Mit wie vielen Personen dort untergebracht?) 
 
Bitte schicken Sie uns alle Unterlagen per Post oder per e-mail, dann bitte in 
einer einzigen pdf-Datei (bitte nicht für jede Seite eine Datei!). 
 
Wenn wir zur Widerspruchseinlegung raten und die Betroffenen sich entscheiden, den 
Widerspruch über uns einzulegen, wird hier ein Vorschuss von 250,-- € fällig. Weitere 
Raten werden nicht angefordert. 
 
Die Frist für den Widerspruch ist ein Monat ab Zustellung des Bescheides. 
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Mandatsübernahme Klage gegen die Gebührenbescheide: 
 
Auch gegen die Gebührenbescheide selbst kann geklagt werden, bei kommunalen 
Gebührenbescheiden kann auch Widerspruch erhoben werden. Die Rechtsgrundlage, 
aufgrund derer die Gebühren verlangt werden, lässt sich nach unserer Auffassung 
erfolgreich angreifen. Ebenso die Gebühren für Haushaltsenergie. 
 
Klagen sind nicht gerichtskostenfrei. Je nach Höhe der Forderung können ca. 100,-- bis 
800,-- € an Gerichtskosten anfallen. Prozesskostenhilfe wird nur gewährt, wenn das 
Arbeitseinkommen gering ist. Die Gebühren in einem Widerspruchsverfahren gegen 
kommunale Gebührenbescheide sind in der Regel niedriger. 
 
Wir übernehmen auch die Vertretung in Widerspruchs- oder Klageverfahren gegen 
Gebührenbescheide. Auch hier wird ein Vorschuss von 250,-- € fällig. Weitere Raten 
werden nicht angefordert. Für gerichtliche Verfahren werden wir dann ggf. 
Prozesskostenhilfe beantragen. 
 
Die Frist für Widerspruch oder Klage ist ein Monat ab Zustellung der Bescheide. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wir nehmen Mandate aus ganz Bayern an. 
 
 
 
 
Unterlagen und Nachfragen bitte an 
klaus.schank@haubner-schank.de 
 
Bitte schicken Sie uns alle Unterlagen per Post oder per e-mail, dann bitte in 
einer einzigen pdf-Datei (bitte nicht für jede Seite eine Datei!). 
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              RETURN TO AFGHANISTAN  
 
 


 
Die Akademie Frankenwarte und das Würzburger Bündnis für Demokratie 


und Zivilcourage laden ein 


Wann: 18. Juli 2018, 19 Uhr 


Wo: Central Programmkino, Frankfurter Str. 87, 97082 Würzburg 







Seit dem Höhepunkt der Flüchtlingskrise im Sommer 2015 erregt Afghanistan als eines 
der wichtigsten Herkunftsländer Aufmerksamkeit in der öffentlichen Debatte. Neben 
den beiden Themen Fluchtursachen und Integration, steht heute zunehmend die Frage 
um sicherere Herkunftsländer und Rückführungen im Mittelpunkt einer oft intensiven 
und kontroversen politischen Diskussion. 


 


»Return to Afghanistan – Die vielen Gesichter von Flucht und Migration« erzählt die 
Geschichten von sieben Flüchtlingen, die nach Afghanistan zurückkehren müssen oder 
wollen. Sie kommen aus Deutschland, Pakistan und Iran.  


 


Ihre Fluchtwege reichen über Generationen. Einige 
kehren freiwillig zurück, andere wurden abgeschoben. 
Einige wollen helfen, ihr Land aufzubauen, andere sehen 
keine Zukunft inmitten von Konflikten und Gewalt.  


 


Der Dokumentarfilm beleuchtet die Motive von 
Rückkehrern. Warum haben sie sich für diesen Weg 
entschieden? Was waren die Umstände ihrer 
Abschiebung? Mit welchen Realitäten sehen sie sich 
konfrontiert, zurück in einem Land, das sie gehofft 
hatten, für ein besseres Leben zu verlassen?   


 
  


 


 


 


 


 


 


Es diskutiert zum Film und der 
Situation in Afghanistan: 
 


Mirco Günther 
Leiter des FES-Büros in Kabul 
 


Moderation: Stephanie Böhm 
Akademie Frankenwarte und 
Würzburger Bündnis für Demokratie 
und Zivilcourage 
 


Eröffnung: Amelie Scheder 
Akademie Frankenwarte 
 
Eintritt:  
5 €, erm. 4 € 
Menschen mit Flucherfahrung 1 € 


 


Mittwoch, 18. Juli 2018 
19.00 bis 21.00 Uhr 


 
Central Programmkino, 
Frankfurter Str. 87,  
97082 Würzburg 
 
Anmeldung: 
www.central-bb.de  
oder tel.: 0931 78 011 057  
 
 
 
www.returntoafghanistan.com 
 


 


  … die vielen Gesichter von Flucht und Migration 



http://www.central-bb.de/

tel:093178011057

http://www.returntoafghanistan.com/
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Verfolgte Menschen brauchen 
Schutz – auch in Europa. Als 
Lehre aus den verheerenden Fol-
gen der Naziherrschaft war die-
ser Satz lange Zeit bindend und 
unwiderruflich für die Staaten 
Europas. Nun wird er zuneh-
mend in Frage gestellt.


Während des 2. Weltkrieges 
standen Millionen Flüchtlinge 
vor verschlossenen Grenzen. Die 
um Schutz ersuchten Staaten er-
kannten zwar ihren Schutzbe-
darf, wollten aber nicht für ihre 
Schutzgewährung zuständig 
sein. Dies war der Grund für die 
Verabschiedung der Genfer 
Flüchtlingskonvention im Jahr 
1951. Bereits ein Jahr zuvor wur-
de die Europäische Menschen-
rechtskonvention verabschiedet, 
welche erstmals in Europa einen 
völkerrechtlich verbindlichen 
Grundrechteschutz geschaffen 
hat und den Schutz vor Folter 
und unmenschlicher Behand-
lung garantiert. Diese Verträge 
bilden aus guten Gründen die 
Grundlage des Gemeinsamen 
Europäischen Asylsystems.


Die unterzeichnenden Organisa-
tionen sind in großer Sorge, dass 


die aktuelle deutsche wie eu-
ropäische Asylpolitik nicht 


mehr primär dem Schutz 
der Flüchtlinge als viel-
mehr dem Schutz der 
Grenzen dient.


Dies geschieht in einer 
Zeit, in der die Zahl 


von Flüchtlingen welt-
weit zwar weiter zu-


nimmt, die Zahlen in Eu-
ropa und Deutschland aber 


deutlich sinken. In einer Zeit, 
in der die meisten Menschen aus 
Syrien, Afghanistan, dem Südsu-
dan, Myanmar und Somalia flie-
hen – Konfliktgebiete, für die 
nach wie vor keine Lösung in 
Sicht ist. 


Die unterzeichnenden Organisa-
tionen appellieren an die deut-
sche Bundesregierung, Verant-
wortung für den Flüchtlings-
schutz in Deutschland und Eu-
ropa zu übernehmen. Das be-
deutet konkret:


Wir wenden uns gegen die 
Zurückweisung von 
schutzsuchenden Menschen 
an der europäischen Grenze. 


Schutzsuchende müssen Zu-
gang haben zu einem fairen und 
rechtsstaatlichen Verfahren in 
Europa. Wenn selbst wohlhaben-
de Nationen ihre Grenzen für 
Flüchtlinge verschließen, wer-
den andere Staaten diesem Bei-
spiel folgen. Zu einem rechts-
staatlichen Verfahren gehört, 
dass Gerichte Behördenentschei-
dungen überprüfen und korri-
gieren können. Dies ist im Rah-
men von Schnellverfahren an 
den Grenzen (hotspots) nicht 
gewährleistet.


Wir fordern eine solidarische 
Aufnahme von Schutzsu-
chenden in der EU statt nati-
onaler Abschottung.


Innerhalb Europas legt die „Dub-
lin III-Verordnung“ verbindlich 
fest, welcher Staat für die Durch-
führung des Asylverfahrens zu-
ständig ist. Eine Zurückweisung 
an der Grenze ohne Feststellung 
des zuständigen Mitgliedsstaates 
ist daher rechtswidrig. Eine Re-
form des Dublin Systems ist drin-
gend erforderlich. Statt nationa-
ler Alleingänge an den Grenzen 
bedarf es einer solidarischen 
Aufnahme, bei der den Staaten 
an den südlichen Außengrenzen 
nicht die alleinige Verantwor-
tung für die Asylsuchenden zu-
geschoben wird und die Interes-
sen der Schutzsuchenden be-
rücksichtigt werden. 


Wir wenden uns gegen die 
Vorschläge, Schutzsuchende 
in Staaten vor Europas Gren-
zen aus- bzw. zwischenzula-
gern. 


Das individuelle Recht auf Asyl 
kann nicht durch die Aufnahme 
einiger weniger Ausgewählter 
ersetzt werden. Wir begrüßen 
die Einrichtung legaler Zugangs-
wege und setzen uns für eine 
massive Aufstockung etwa des 
Resettlement-Programms des 
UNHCR ein. Die weltweite Gül-
tigkeit des individuellen Flücht-
lingsschutzes darf aber gleichzei-
tig nicht in Frage gestellt werden. 
Dies gilt insbesondere für die ak-
tuell diskutierten Pläne, Schutz-
suchende zur Durchführung ih-
res Asylverfahrens nach Nordafri-
ka zurückzuschieben und nur 
einige wenige von ihnen im Wege 
des Resettlements aufzunehmen.


1


2
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Berliner Erklärung zum Flüchtlingsschutz







Wir fordern die Rettung von 
Menschen in Seenot im Mit-
telmeer und ihre Ausschif-
fung in den nächsten europä-
ischen Hafen. 


Der Europäische Gerichtshof für 
Menschenrechte hat bereits im 
Jahr 2012 geurteilt, dass nie-
mand in einen Staat zurück ge-
schoben werden dürfe, in dem 
ihm Folter oder unmenschliche 
Behandlung drohe. Darüber hin-
aus muss der Zugang zu einem 
fairen und rechtsstaatlichen 
Asylverfahren gewährleistet sein. 
Dies ist gegenwärtig in den nord-
afrikanischen Staaten nicht ge-
währleistet.


Die Europäische Union muss 
endlich wirksame Schritte ein-
leiten, um Menschen aus Seenot 
zu retten. Zivile Seenotrettungs-
organisationen dürfen nicht an 
ihrer Arbeit gehindert werden. 
Das Recht auf Leben gilt auch 
auf Hoher See.  


Am Umgang mit Flüchtlingen 
zeigt sich, wie verlässlich das 
Versprechen Europas ist, die 
Menschenrechte einzuhalten.  
Wird die Verantwortung für den 
Schutz der in Europa ankom-
menden Menschen negiert, wird 
damit zugleich die universelle 
Geltung der Menschenrechte in 
Frage gestellt. Es liegt in unse-
rem eigenen Interesse, unser de-
mokratisches und menschen-
rechtlich begründetes Gemein-
wesen vor einer Erosion der 
Menschenrechte zu bewahren.


Berlin, 27.06.2018
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Caritasverband für die Stadt und den Landkreis Würzburg e. V. 

Terminvereinbarung an Frau Neugebauer wenden (E-Mail: me-haus@bistum-wuerzburg.de; Telefon: 
0931/386-68700) . 
 

 
 
5. Hintergrundtext der Bundeszentrale für politische Bildung zu den Jesiden 
Seit dem Genozid des sogenannten „Islamischen Staates“ an den Jesiden 2014 im Irak, wurde in den 
Medien immer wieder über die Volksgruppe berichtet. Doch die Verfolgungsgeschichte der Jesiden ist 
lang und so hat sich schon vor den hohen Flüchtlingszahlen 2015 und 2016 eine große 
Diasporagemeinde in Deutschland entwickelt. Aber woran glauben Jesiden? Und was sind die 
Besonderheiten des Jesidentums? Der kompakte und informative Text gibt einen Überblick in die 
jesidische Gesellschaft und den jesidischen Glauben und zeigt auch die aktuelle Situation vor dem 
Hintergrund einer langen Verfolgungsgeschichte auf. Unter folgendem Link können Sie den Artikel 
lesen: http://www.bpb.de/gesellschaft/bildung/filmbildung/270902/die-jesiden?pk_campaign=nl2018-
07-04&pk_kwd=270902.  
 
 
 
6. Handreichung „Asyl- und Aufenthaltsrechtliche Unterstützung von Frauen“ 
Was ist bei der asyl- und aufenthaltsrechtlichen Beratung von Frauen zu beachten? Der Flüchtlingsrat 
Niedersachsen hat kürzlich eine Handreichung zu diesem Thema herausgegeben. In der 
Handreichung wird die besondere Situation von Frauen im Rahmen von Flucht und Migration anhand 
von Zahlen und Studien erläutert. Außerdem werden der Ablauf des Asylverfahrens, die 
Rechtsstellung während des Asylverfahrens und auch die Perspektiven nach erfolglosem Abschluss 
des Verfahrens aus frauenspezifischer Sicht betrachtet. Die Handreichung finden Sie im Anhang 
dieser E-Mail (PDF Handreichung_Frauen_Asyl).  
 

 
 
 
Bitte melden Sie sich jederzeit gerne bei Fragen und Anregungen.  
Wir wünschen Ihnen schon jetzt ein schönes Wochenende und weiterhin viel Kraft für Ihr großartiges 
Engagement.  
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
Tobias Goldmann    Sandra Hahn    Tobias Bothe 
 
Caritasverband für die Stadt und den Landkreis Würzburg e. V. 
Ehrenamtskoordination Flüchtlingshelferkreise 
Randersackerer Straße 25 
97072 Würzburg 
 
 

mailto:me-haus@bistum-wuerzburg.de
http://www.bpb.de/gesellschaft/bildung/filmbildung/270902/die-jesiden?pk_campaign=nl2018-07-04&pk_kwd=270902
http://www.bpb.de/gesellschaft/bildung/filmbildung/270902/die-jesiden?pk_campaign=nl2018-07-04&pk_kwd=270902



Engagement stärken. 


Haltung zeigen.
Workshopangebote für 
Engagierte, Freiwillige und 
Interessierte in Bayern. 







Eine Stunde nach solchen Erlebnissen wissen Sie vielleicht genau, 
wie Sie reagieren hätten können. In dem Moment selbst verschlägt 
es Ihnen aber die Sprache, Sie fühlen sich überrumpelt, bleiben 
untätig und sind hinterher unzufrieden mit Ihrer Reaktion. 
Waren Sie schon einmal in einer solchen Situation oder können Sie 
sich vorstellen, in eine solche zu geraten?
Dann sind die Workshops, die das Landesnetzwerk Bürgerschaftli-
ches Engagement Bayern anbietet, das Richtige für Sie. Die Work-
shops sind Teil des Projektes „Engagement stärken. Haltung zei-
gen.“, das vom Bundes innenministerium und dem Bayerischen 
Staatsministerium für Familie, Arbeit und Soziales gefördert wird. 


Themen
Folgende drei Themen werden in den Workshops behandelt:  
• Zusammenhänge erkennen! Vielfalt Vorurteile Rassismus
• Haltung fi nden! Verschieden, aber gleichwertig 
• Haltung zeigen! Selbst-Bewusst und couragiert


Zielgruppe
Die jeweils dreistündigen Workshops stehen Ehrenamtlichen, 
Freiwilligengruppen und Vereinen kostenfrei zur Verfügung. Die 
Workshops sind erfahrungsorientiert aufgebaut und leben von der 
aktiven Beteiligung der Teilnehmer_innen. Die Workshops bauen 
aufeinander auf und werden idealerweise nacheinander besucht. 
Sie können aber auch einzeln gebucht werden. Geleitet werden die 
Workshops von Trainerinnen und Trainern aus Einrichtungen des 
Bürgerschaftlichen Engagements in Bayern. 


Was müssen Sie tun? 
Nehmen Sie Kontakt mit uns auf! Die Workshops werden nicht nur 
in den Einrichtungen der Projektpartner angeboten, sondern die 
Trainerinnen und Trainer können auch direkt zu Ihnen kommen.
Vereinbaren Sie einen Termin mit der Trainerin oder dem Trainer in 
Ihrer Region.


Du stärkst die Gesellschaft. 
Wir stärken Dich.


Kennen Sie das?
Sie werden als Ehrenamt licher in der Flüchtlings hilfe offen 
von Ihrem Nachbarn kritisiert. Sie verteilen Lebens mittel an 
Arbeitslose und werden dafür als „Unter stützerin von Sozial-
schmarotzern“ angepöbelt. Sie begleiten einen Migranten 
aufs Amt und erleben, wie er gering schätzend behandelt 
wird. Sie hören an der Busstation Menschen misstrauisch 
über Muslime reden und hinterfragen Ihre offene Haltung.







Projektträger
Das Landesnetzwerk Bürgerschaft-
liches Engagement Bayern e.V. (LBE) 
ist eine durch das Bayerische Sozial-
ministerium basisfi nanzierte Service-
stelle und ein Netzwerk von selbst-
ständigen Partnern, die sich die 
Verbreitung und Weiter entwicklung 
des Bürgerschaftlichen Engagements 
in Bayern zum Ziel setzen. 


Förderung
Bundesprogramm „Zusammenhalt 
durch Teilhabe“ des Bundesinnen-
ministeriums sowie Bayerisches 
Staatsministerium für Familie, Arbeit 
und Soziales.


Grafi k: zur.gestaltung, Nürnberg
Illustrationen: istockphoto/akindo
Druck: Nova Druck Goppert GmbH, 
2018


Zusammenhänge erkennen! 
Vielfalt Vorurteile Rassismus


Die Ablehnung gegenüber Zugewanderten, Fremden und „Ande-
ren“ nimmt in der Gesellschaft wieder mehr Raum ein. Unterschei-
dungen in „Wir“ und „Andere“ oder „normal“ und „fremd“ bilden 
eine Grundlage für Vorurteile, Ausgrenzung und Diskriminierung. 
Alte und neue Formen von Rassismus richten sich gegen Minderhei-
ten mit unterschiedlicher ethnischer, sozialer, kultureller Herkunft, 
sexueller, religiöser Orientierung und andere Gruppen. 
Der Workshop bietet den Teilnehmenden Raum, ihre persönlichen 
Erfahrungen und die eigene Verstrickung mit Rassismus zu refl ek-
tieren. Das Ziel ist die Entwicklung und Stärkung eines rassismus-
kritisches Bewusstseins, um gesellschaftlich verankerte Denkmuster 
und Praktiken von Abwertung zu erkennen und Handlungsmöglich-
keiten für das eigene Engagement und den Alltag daraus abzu leiten. 


Mit Hilfe von unterschiedlichen Methoden werden die 
Teilnehmer_innen im Workshop zum Austausch und zum 
Nachdenken angeregt.   


WORK 
SHOP  1 WORK 


SHOP  2


Haltung fi nden! 
Verschieden, aber gleichwertig 


Vegetarisch oder Fleischverzehr, muslimisch, christlich, atheistisch, 
konservativ-progressiv, alleinerziehend, verheiratet, wilde Ehe, homo 
oder hetero, ohne Berufsabschluss oder Uniabsolventin, zugewan-
dert, in Bayern geboren – die Gesellschaft ist vielfältig. Im Mittel-
punkt des Workshops steht die Frage, mit welcher Haltung wir die-
ser Diversität begegnen. Ausgehend von den verschiedenen Facetten 
der eigenen Identität refl ektieren die Teilnehmenden die gesell-
schaftliche Bedeutung von Unterschieden und damit verknüpfte 
Machtpositionen. Die Teilnehmenden erarbeiten gemeinsam, wie 
sie im Umgang mit Vielfalt eine Haltung der Gleichwertigkeit prak-
tizieren können ohne Grundwerte in Frage zu stellen.    


Mit Simulationen und biografi schen Methoden setzt der 
Workshop auf die Refl exion eigener Erfahrungen und die 
Stärkung des Diversitätsbewusstseins. 







Haltung zeigen! 
Selbst-Bewusst und couragiert


Das Spektrum von diskriminierenden Vorurteilen, Beleidigungen und 
Anfeindungen gegen Minderheiten und Engagierte ist sehr vielfäl-
tig. Eine pauschale Lösung zum Umgang mit Parolen ist deshalb 
schwierig. Im Workshop werden Handlungsoptionen getestet und 
verschiedene Alternativen diskutiert. Dazu gehören konkrete Argu-
mentationsstrategien für die Diskussion, Kommunikationstechniken, 
aber auch Instrumente und Signale, die anzeigen, dass man dem 
Gesprächspartner nicht zustimmt, rote Linien überschritten sind und 
man die Unterhaltung beenden will.  
Es geht im Workshop nicht darum, Argumente oder Zahlen auswen-
dig zu lernen, um jemand anderen zu überzeugen. Es geht vielmehr 
um die Refl exion und Zerlegung abwertender und rassistischer „Ar-
gumentationsweisen“ und darum, eigene Antworten zu fi nden und 
diese authentisch zu vertreten.


Angesichts von Vorurteilen, die in der Gesellschaft weit verbreitet 
sind, kann man Zivilcourage besser zeigen, wenn man weiß, wie:
• Vorurteile und Menschenfeindlichkeit auch in der Mitte der 


Gesellschaft verankert sind.
• sich Vorbehalte gegenüber Anderssein ausdrücken und aus-


wirken.
• ich souverän meine Haltung bewahre und mich mit meinen 


Überzeugungen wohlfühle.
• ich zielsicher verbalen Angriffen entgegenwirke.
• ich couragiert und sicher handeln kann, wenn sich Diskriminie-


rung vor meinen Augen ereignet.


Auch Workshop 3 ist nicht als Vortragveranstaltung 
gedacht, sondern setzt auf interaktive Methoden 
u. a. ein Rollenspiel, um die Inhalte praktisch und 
erfahrungsorientiert zu vermitteln.


WORK 
SHOP  3







Projekt 
Engagement stärken. Haltung zeigen.


Informationen
www.engagement-staerken.de 
Hier fi nden Sie weitere Infor mationen 
und aktuelle Termine zu den Work-
shops in Ihrer Region.


Kontakt
Landesnetzwerk Bürgerschaftliches 
Engagement Bayern e.V.
Stephan Schwieren, Projektleitung
schwieren@lbe-bayern.de
Sandstraße 1, 90443 Nürnberg
www.lbe-bayern.de
Tel.: 0911 810 129-19


Die Kontaktdaten zu den Trainer_in-
nen in Ihrer Region fi nden Sie auf der 
Innenseite des Flyers. 


Projektträger
Das Landesnetzwerk Bürgerschaft-
liches Engagement Bayern e.V. (LBE) 
ist eine durch das Bayerische Sozial-
ministerium basisfi nanzierte Service-
stelle und ein Netzwerk von selbst-
ständigen Partnern, die sich die 
Verbreitung und Weiter entwicklung 
des Bürgerschaftlichen Engagements 
in Bayern zum Ziel setzen. 


Förderung
Bundesprogramm „Zusammenhalt 
durch Teilhabe“ des Bundesinnen-
ministeriums sowie Bayerisches 
Staatsministerium für Familie, Arbeit 
und Soziales.


Grafi k: zur.gestaltung, Nürnberg
Illustrationen: istockphoto/akindo
Druck: Nova Druck Goppert GmbH, 
2018
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Handreichung 
Elemente, die bei der asyl- und aufenthalts-
rechtlichen Unterstützung und Beratung von 
Frauen zu beachten sind


Niedersachsen e.V.







Impressum
Netzwerkprojekt AMBA
Flüchtlingsrat Niedersachsen e.V. 
Röpkestraße 12 
30173 Hannover
Tel.: 0511 / 98 24 60 30 
Fax: 0511 / 98 24 60 31
Internet 
www.nds-fluerat.org 
www.facebook.com/Fluechtlingsrat.Niedersachsen 


Stand: Mai 2018
Autorin: Luara Rosenstein  
Redaktion: Luara Rosenstein und Aigün Hirsch
Geprüft durch: Claire Deery
Grafik: ©Ricochet64-Fotolia.com 


Spendenkonto
Flüchtlingsrat Niedersachsen e.V. 
GLS Gemeinschaftsbank e.G.
KtoNr. 4030 460 700 
BLZ: 	 430 609 67
IBAN: DE28 4306 0967 4030 4607 00 
BIC: GENODEM1GLS
Zweck: Spende


Diese Broschüre wird aus Mitteln des Asyl-. Migrations- und Integrationsfonds sowie durch Mit-
tel des Landes Niedersachsen und der UNO-Flüchtlingshilfe kofinanziert







Inhalt


Einleitung 4


1. Zur besonderen Situation von Frauen im Rahmen von Flucht und Migration 
-Zahlen und Studien	


5


2. Rechtsstellung während des Asylverfahrens & spezielle Elemente, die bei 
der Unterstützung und Beratung von Frauen zu beachten sind


9


3. Ablauf des Asylverfahrens & spezielle Elemente, die bei der Unterstützung 
und Beratung von Frauen zu beachten sind


13


4. Frauenspezifische Fluchtgründe 16


5. Überblick und Hinweise zum Aufenthaltsrecht aus familiären Gründen 18


5. Aufenthaltsrechtliche Perspektiven nach erfolglosem Abschluss des Asyl-
verfahrens


21


7. Materialien & Homepages; spezialisierte Beratungsstellen; aktuelle Ange-
bote & Projekte


22


		


 







Seite 5


Flüchtlingsrat Nidersachsen e.V. 


Seite 4


Einleitung


Diese aus der Beratungspraxis des Flüchtlingsrat Niedersachsen e.V. entstandene „Handreichung  
zu Elementen, die bei der asyl- und aufenthaltsrechtlichen Unterstützung und Beratung von Frauen 
zu beachten sind“ beleuchtet zum einen die speziellen Schutzbedarfe und die spezifischen Flucht-
gründe von Frauen im Asylverfahren und enthält zum anderen Hinweise zu Besonderheiten, die für 
diese Zielgruppe im Bereich des Aufenthaltsrechts aus familiären Gründen regelmäßig eine wichtige 
Rolle spielen. Um in der Praxis in der Lage zu sein, Frauen, die ihr Herkunftsland vielleicht freiwillig, 
häufig jedoch unfreiwillig, ggf. durch Anwendung von Täuschung, Zwang, Drohung oder Nötigung, 
verlassen haben angemessen beraten und unterstützen zu können, ist es wichtig besonders sensi-
bilisiert und auch über den einschlägigen rechtlichen Rahmen informiert zu sein. Ziel dieser Hand-
reichung ist also, einen Beitrag zur ersten/ weiteren Sensibilisierung und zur rechtlichen Fortbildung 
zu leisten, wobei kein Anspruch erhoben wird, alle Fragestellungen textlich und inhaltlich umfassend 
darzustellen.
Als Einstiegssensibilisierung finden Sie in diesem Sinne Ausschnitte ausgewählter Studien des Insti-
tute of Development Studies (IDS) und des UNHCR, welche sich mit der besonderen Situation und 
den besonderen Schwierigkeiten und Bedürfnissen von Frauen, die ihr Herkunftsland verlassen ha-
ben, auseinandersetzen. 
Als nächstes werden sowohl der Ablauf des Asylverfahrens als auch die Rechtsstellung von (weibli-
chen) Schutzsuchenden während des Verfahrens thematisiert. Was den Ablauf des Verfahrens an-
geht, so wird bereits an dieser Stelle auf die Wichtigkeit einer umfassenden Anhörungsvorbereitung 
hingewiesen. Da im Hinblick auf  die Frage der Rechtsstellung während des Verfahrens insb. Anlie-
gen aus dem Bereich Unterbringung und Leistungen häufig Anlass zum Handeln geben, werden in 
der Handreichung u.A. zentrale Artikel der s.g. EU-Aufnahmerichtlinie (etwa Art. 21 und 22) und der 
s.g. EU-Verfahrensrichtlinie ( etwa Art. 24) in ihrem Wortlaut präsentiert. Obwohl sich der Kampf um 
die Einhaltung dieser Standards in der Praxis häufig als sehr mühsam herausstellt, ist es wichtig zu 
wissen, was der rechtliche Rahmen ist und was in Frage kommende Grundlagen für bestimmte An-
träge sein können. 
Um in einem nächsten Schritt in insb. durch die Rechtsprechung als frauenspezifische Fluchtgründe 
anerkannte Konstellationen Einblick zu geben, finden Sie in der Handreichung eine entsprechende 
exemplarische Tabelle. Pro Schutzform finden Sie dort einige Beispiele gerichtlicher Entscheidungen, 
in welchen einer Schutzsuchenden eine konkrete Schutzform gewährt wurde. Hinter dieser Tabelle 
steckt keine umfassende oder systematische Recherche, aber man kann aus ihr im Ansatz entneh-
men, welche Fluchtumstände als „frauenspezifische Fluchtgründe“ angesehen werden. So kann man 
etwa hinsichtlich §3 AsylG (Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft) feststellen, dass bei Frauen oft 
ein Verfolgungsgrund wegen der „Zugehörigkeit zu einer speziellen sozialen Gruppe“ identifiziert 
wird. 
Da ansonsten nicht alle in Deutschland ankommenden Frauen einen Asylantrag stellen oder dies 
tun, aber kein Erfolg dabei haben, wird in einem letzten Schritt in dieser Handreichung auf das Auf-
enthaltsrecht aus familiären Gründen und auch auf die s.g. „Wege aus der Duldung“ eingegangen. 
Bei dem Themenblock Aufenthaltsrecht aus familiären Gründen wird u.A. auf die Schwierigkeiten 
bei der Beschaffung von Papieren für die Eheschließung, auf die Auswirkungen einer Scheidung und 
auch auf Fragen der Auswirkungen der Ausgestaltung des Sorgerechts über minderjährige Kinder 
hingewiesen. Soweit es um die „Wege aus der Duldung“ geht, gilt es, auf die im Bereich „Rechtsstel-
lung während des Asylverfahrens“ behandelten Fragen des Arbeitsmarktzuganges und der Kinder-
betreuungsansprüche zu verweisen, da es bei diesen Wegen meistens darauf ankommt nachzuwei-
sen, dass man in Deutschland sprachlich, wirtschaftlich und sozial integriert ist.
Wir wünschen Ihnen eine anregende Lektüre,
Ihr Flüchtlingsrat Niedersachsen e.V.


Zur besonderen Lage und den spezifischen Rechten von Frauen ohne gesi-
chertem Aufenthaltsstatus in Deutschland- Einleitung und Vorstellung der 
Handreichung
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I. Zahlen bzw. Anteil von Frauen im Migrationsprozess/ auf der Flucht
1. Quelle  : UN General Assembly (2016). „ In safety and dignity: addressing large movements of 
refugees and migrants”, Report of the Secretary-General
“Women represent almost half of the 244 million migrants and half of the 19.6 million refugees 
worldwide.”


2. Quelle : Terre des femmes
„Weltweit sind mehr als 65 Mio. Menschen auf der Flucht. Etwa die Hälfte sind Mädchen und Frauen. 
Der Großteil von Ihnen flieht innerhalb ihres Landes oder in benachbarte Länder. Vergleichsweise 
wenige erreichen Europa. Laut Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) wurden im Jahr 
2015 über 400.000 Asylanträge in Deutschland gestellt. Rund 30% der Geflüchteten in Deutschland 
sind Frauen.“1


II. Bereiche, in welchen es zu geschlechtsspezifischen Gefahren und Hürden 
kommt
1. Quelle: „Gender, Age and Migration: An Extended Briefing“, Jenny Birchall, BRIDGE, Institute of 
Development Studies (IDS), 2016
Übersicht der auf S. 19-23 erwähnten Bereiche:
•	 Sexual and gender based violence in country of origin, but also during transit and within host 


countries 
•	 Labour exploitation, forced labour and human trafficking ( often for reasons of sexual exploita-


tion)
•	 Access to family reunification ( earning floor & gender pay gaps)
•	 Access to asylum and citizenship 
•	 Changing social norms and gender roles and relations


2. Quelle: UNHCR Handbook for the Protection of Women and Girls, Jan. 2008


1	 S. https://www.frauenrechte.de/online/index.php/themen-und-aktionen/flucht-und-frauenrechte [ zuletzt abgerufen am 
12.11.2017]


1. Zur besonderen Situation von Frauen  im Rahmen von  
Flucht und Migration 







Seite 7


Flüchtlingsrat Nidersachsen e.V. 


Seite 6







Flüchtlingsrat Nidersachsen e.V. 


Seite 7







Seite 9


Flüchtlingsrat Nidersachsen e.V. 


Seite 8







Flüchtlingsrat Nidersachsen e.V. 


Seite 9


2. Rechtsstellung während des Asylverfahrens & spezielle 
Elemente, die bei der Unterstützung und Beratung von Frau-
en zu beachten sind


Zentrales Instrument: 
RICHTLINIE 2013/33/EU DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES vom 26. Juni 2013 
zur Festlegung von Normen für die Aufnahme von Personen, die internationalen Schutz beantragen 
(Neufassung) .


Aufenthalt: 
Ankunftsnachweis, Aufenthaltsgestattung -> Auf korrekte Eintragung von Namen achten.


Unterbringung: 
Zunächst Ankunftszentrum & Erstaufnahmeeinrichtung des Landes und dann Unterbringung durch 
Kommune


•	 Problematik der längeren Unterbringung in EAE´s gem. § 47 Abs. 1 a und 1b AsylG.
•	 Thema Gewaltschutz(konzepte): verbindlich für EAEs und optional für kommunale Unterbrin-
gungen.1


•	 Thema Feststellung von „besonderen Bedürfnissen“: rechtlicher Rahmen: Art. 21 und 22 
EU-Richtlinie 2013/33/EU vom 26. Juni 20132. In der Praxis: kein/ selten Screening, sondern 
Erfordernis, dass man das Vorliegen besonderer Bedürfnisse und entsprechende erforderliche 
Behandlung selber geltend macht/selber einfordert. 


1	 Siehe dazu etwa Broschüre des Netzwerkprojekts AMBA unter: https://www.nds-fluerat.org/rubrik/zeitschrift/ .
2	 Siehe hierzu insb. Art. 21 und  22  der RICHTLINIE 2013/33/EU DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES vom 26.  
Juni 2013: 


Art. 21, Allgemeiner Grundsatz


Die Mitgliedstaaten berücksichtigen in dem einzelstaatlichen Recht zur Umsetzung dieser Richtlinie die spezielle Situation von 	
schutzbedürftigen Personen wie Minderjährigen, unbegleiteten Minderjährigen, Behinderten, älteren Menschen, Schwangeren, Alleiner-
ziehenden mit minderjährigen Kindern, Opfern des Menschenhandels, Personen mit schweren körperlichen Erkrankugen, Personen mit 
psychischen Störungen und Personen, die Folter, Vergewaltigung oder sonstige schwere Formen psychischer, physischer oder sexueller 
Gewalt erlitten haben, wie z. B. Opfer der Verstümmelung weiblicher Genitalien. 


Art. 22,  Beurteilung der besonderen Bedürfnisse schutzbedürftiger Personen bei der Aufnahme


(1) Um Artikel 21 wirksam umzusetzen, beurteilen die Mitgliedstaaten, ob der Antragsteller ein Antragsteller mit besonderen Bedürfnissen 
bei der Aufnahme ist. Die Mitgliedstaaten ermitteln ferner, welcher Art diese Bedürfnisse sind. Diese Beurteilung wird innerhalb einer 
angemessenen Frist nach Eingang eines Antrags auf internationalen Schutz in die Wege geleitet und kann in die bestehenden einzel-
staatlichen Verfahren einbezogen werden. Die Mitgliedstaaten sorgen nach Maßgabe dieser Richtlinie dafür, dass derartigen besonderen 
Bedürfnissen bei der Aufnahme auch dann Rechnung getragen wird, wenn sie erst in einer späteren Phase des Asylverfahrens zutage tre-
ten. Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass die Unterstützung, die Personen mit besonderen Bedürfnissen bei der Aufnahme nach 
dieser Richtlinie gewährt wird, ihren Bedürfnissen während der gesamten Dauer des Asylverfahrens Rechnung trägt und ihre Situation in 
geeigneter Weise verfolgt wird.


(2) Die in Absatz 1 vorgesehene Beurteilung muss nicht in Form eines Verwaltungsverfahrens erfolgen. 


(3.) Nur schutzbedürftige Personen nach Maßgabe von Artikel 21 können als Personen mit besonderen Bedürfnissen bei der Aufnahme 
betrachtet werden und erhalten dann die in dieser Richtlinie vorgesehene spezifische Unterstützung. 


(4.) Die in Absatz 1 vorgesehene Beurteilung lässt die Bewertung des Bedarfs an internationalem Schutz gemäß der Richtlinie 2011/95/
EU unberührt.
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Leistungen: 
Asylbewerberleistungsgesetz


•	 Thema Gesundheitsleistungen: § 4 AsylbLG3 setzt den grundsätzlichen Rahmen und für alles, 
was darüber hinausgeht (wie etwa Psychotherapien), setzt § 6 Abs. 1 AsylbLG4 den Maßstab.
•	 Thema Umstellung der Leistungen nach 15 Monaten gem. §2 Abs. 1 AsylbLG.
•	 Thema (unberechtigte bzw. zu lange aufrechterhaltene) Leistungskürzungen gem. §1a 
AsylbLG.


Tipp: Bei Schwierigkeiten in diesen Bereichen nicht vor Widersprüchen oder Klagen zurückschrecken- 
sowohl die behördliche Praxis, als auch die gesetzliche Grundlagen an sich, werfen viele Fragen auf.5


Arbeitsmarktzugang: 
Möglich nach 3 Monaten Aufenthalts in DE bzw. wenn Unterbringung in der EAE beendet ist (s. § 61 
AsylG & §32 BeschäftigungsVO).
Problem der längeren Unterbringung in EAE´s gem. § 47 Abs. 1 a und 1b AsylG.


3	  
§4 AsylbLG: 


(1) Zur Behandlung akuter Erkrankungen und Schmerzzustände sind die erforderliche ärztliche und zahnärztliche Behandlung einschließ-
lich der Versorgung mit Arznei- und Verbandmitteln sowie sonstiger zur Genesung, zur Besserung oder zur Linderung von Krankheiten oder 
Krankheitsfolgen erforderlichen Leistungen zu gewähren. Zur Verhütung und Früherkennung von Krankheiten werden Schutzimpfungen 
entsprechend den §§ 47, 52 Absatz 1 Satz 1 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch und die medizinisch gebotenen Vorsorgeuntersuchun-
gen erbracht. Eine Versorgung mit Zahnersatz erfolgt nur, soweit dies im Einzelfall aus medizinischen Gründen unaufschiebbar ist.


(2) Werdenden Müttern und Wöchnerinnen sind ärztliche und pflegerische Hilfe und Betreuung, Hebammenhilfe, Arznei-, Verband- und 
Heilmittel zu gewähren.


(3) Die zuständige Behörde stellt die Versorgung mit den Leistungen nach den Absätzen 1 und 2 sicher. Sie stellt auch sicher, dass den 
Leistungsberechtigten frühzeitig eine Vervollständigung ihres Impfschutzes angeboten wird. Soweit die Leistungen durch niedergelassene 
Ärzte oder Zahnärzte erfolgen, richtet sich die Vergütung nach den am Ort der Niederlassung des Arztes oder Zahnarztes geltenden Ver-
trägen nach § 72 Absatz 2 und § 132e Absatz 1 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch. Die zuständige Behörde bestimmt, welcher Vertrag 
Anwendung findet.
4 
§6 Abs. 1 AsylbLG: Sonstige Leistungen können insbesondere gewährt werden, wenn sie im Einzelfall zur Sicherung des Lebensunterhalts 
oder der Gesundheit unerläßlich, zur Deckung besonderer Bedürfnisse von Kindern geboten oder zur Erfüllung einer verwaltungsrechtli-
chen Mitwirkungspflicht erforderlich sind. Die Leistungen sind als Sachleistungen, bei Vorliegen besonderer Umstände als Geldleistung zu 
gewähren.
5 
Siehe dazu etwa: Claudius VOIGT im Asylmagazin 12/2017: „Leistungskürzungen im AsylbLG weiterhin unvereinbar mit dem Grundge-
setz“, S. 436ff.
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Familienleistungen & Kinderbetreuungsansprüchen6:


Betreuung von Kin-
dern bis 3 Jahre


Jedes Kind zwischen einem und drei Jahren hat einen Anspruch auf Förde-
rung durch den Besuch einer Kindertageseinrichtung (Kita, Kindergarten) 
oder einer Kindertagespflege. Die tägliche Dauer richtet sich nach dem 
individuellen Bedarf. 
Für Kinder unter einem Jahr besteht dieser Anspruch nur, wenn die Förde-
rung für ihre Entwicklung oder wegen der Erwerbstätigkeit der Eltern etc. 
erforderlich ist. 
Bei geringem Einkommen sind die Kosten für die Kindertageseinrichtung 
oder die Kindertagespflege ganz oder teilweise vom Jugendamt zu tragen.


Betreuung von Kin-
dern ab 3 Jahren bis 
zur Schulpflicht


Sobald ein Kind drei Jahre alt ist, hat es einen Anspruch auf den Besuch 
einer Kindertageseinrichtung. Es soll für diese Altersgruppe ein bedarfsge-
rechtes Angebot an Ganztagsplätzen geben. 
Bei geringem Einkommen sind die Kosten für die Kindertageseinrichtung 
oder die Kindertagespflege ganz oder teilweise vom Jugendamt zu tragen.
Im vorletzten Kindergartenjahr nehmen alle Kinder an einem Sprachtest 
teilt. Bestehen Schwierigkeiten mit der deutschen Sprache, müssen die Kin-
der im letzten Kindergartenjahr an Sprachfördermaßnahmen teilnehmen, 
die von Grundschullehrkräften durchgeführt werden und in der Regel im 
Kindergarten stattfinden.


Zur Schulpflicht Alle in Niedersachsen lebenden Kinder haben das Recht und die Pflicht, 
eine Schule zu besuchen und regelmäßig am Unterricht teilzunehmen.
Flüchtlinge mit Aufenthaltsgestattung werden schulpflichtig, wenn sie nicht 
mehr in einer Erstaufnahmeeinrichtung wohnen müssen.
Seit Inkrafttreten des Asylverfahrens beschleunigungs- gesetzes am 
24.10.2015 können Sie für längstens sechs Monate verpflichtet sein, in ei-
ner Erstaufnahmeeinrichtung zu wohnen.Asylsuchende aus einem sicheren 
Herkunftsstaat sind verpflichtet, bis zur Entscheidung des Bundesamts über 
den Asylantrag und im Falle der Ablehnung des Asylantrags als offensicht-
lich unbegründet oder als unzulässig bis zur Ausreise oder Abschiebung in 
der Erstaufnahme-einrichtung zu wohnen. 
Das bedeutet, dass
Asylsuchende allgemein bis zu 6 Monaten nicht schulpflichtig sein können
Asylsuchende aus sicheren Herkunftsstaaten im Regelfall überhaupt nicht 
schulpflichtig 
werden können.
Nach höherrangigem Recht haben jedoch alle Kinder und Jugendliche im 
schulpflichtigen Alter ein Recht auf den Schulbesuch. 


6	 Alle Informationen dieser Tabelle stammen aus dem Online Leitfaden für Flüchtlinge, welches unter diesem Link zu finden ist: 
.https://www.nds-fluerat.org/leitfaden/9-fluechtlinge-mit-aufenthaltsgestattung-im-asylverfahren/76-familienleistungen/ .
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(Sonstige) Famili-
en- bzw. Unterstüt-
zungs- leistungen


Flüchtlinge mit Aufenthaltsgestattung sind vom Kindergeld in der Regel ge-
setzlich ausgeschlossen. Es gibt aber aufgrund von internationalen Abkom-
men Ausnahmen.
Ggf. Unterstützungsleistungen über das Jugendamt gem. 
§31 SGBVIII etwa in Form der Begleitung der Eltern/ Müt-
tern bei Arztterminen der Kinder oder Elternabenden  
§ 31 SGB VII „Sozialpädagogische Familienhilfe“: „Sozialpädagogische Fa-
milienhilfe soll durch intensive Betreuung und Begleitung Familien in ihren 
Erziehungsaufgaben, bei der Bewältigung von Alltagsproblemen, der Lösung 
von Konflikten und Krisen sowie im Kontakt mit Ämtern und Institutionen 
unterstützen und Hilfe zur Selbsthilfe geben. Sie ist in der Regel auf längere 
Dauer angelegt und erfordert die Mitarbeit der Familie.“
Leistungen im Rahmen des „Bildungs- und Teilhabepakets (BuT) für Kinder 
siehe etwa unter: https://www.hannover.de/Leben-in-der-Region-Hanno-
ver/Soziales/Sozialleistungen-weitere-Hilfen/Bildungs-und-Teilhabepaket ( 
zuletzt abgerufen am 30.4.2018).


Fortbewegungsfreiheit: 
In der Regel innerhalb von ganz Deutschland, ab Auszug aus der Erstaufnahmeeinrichtung ( s. 
§59a AsylG)
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3. Ablauf des Asylverfahrens & spezielle Elemente, die bei 
der Beratung von Frauen zu beachten sind.
Zentrales Instrument
RICHTLINIE 2013/32/EU DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES vom 26. Juni 2013 
zu gemeinsamen Verfahren für die Zuerkennung und Aberkennung des internationalen Schutzes 
(Neufassung) .


Ankunft in Deutschland


Äußerung des Asylgesuchs
•	 Ist bei verschiedenen Stellen möglich, wie etwa Polizei, Ausländerbehörde, Ankunftszentrum, 
Erstaufnahmeeinrichtung.


Die so genannte EASY-Verteilung
•	 Direkt mit angeben, ob und inwieweit die Anwesenheit von Familienmitgliedern in Deutsch-
land zu berücksichtigen ist und dies, wenn möglich, mit entsprechenden Unterlagen nachwei-
sen können. 


Formelle Asylantragstellung beim BAMF
•	 auf richtige Schreibweise des Namens achten.
•	 insb. bei nicht gleichzeitiger Einreise mit Mitgliedern der Kernfamilie Behörden frühzeitig 
über die Existenz und den Aufenthaltsort dieser Familienmitglieder informieren und, wenn 
möglich, Nachweise über das Familienverhältnis einreichen, damit u.A. eine Zusammenführung 
der Akten/ Verfahren erfolgen kann. 


Anhörung(en)
•	 Zwecke der verschiedenen Anhörungen


1./ „Kleine“ Anhörung Zulässigkeit des Asylantrages und Prüfung, ob Abschiebungsverbote 
hinsichtlich anderer EU-Ländern vorliegen z.B.:
•	 bei Dublin-Verfahren
•	 bei Schutzzuspruch in einem anderen EU-Staat


2. / „Große“ Anhörung Begründetheit des Asylantrages 
=  Frage der Glaubwürdigkeit des Vortrages und der juristischen Einord-
nung der Fluchtgründe
Zu beachten: 
-> Befragung immer getrennt vom Ehemann & Darstellung der Flucht-
gründe aus der EIGENEN Perspektive (ggf. auch bei Antrag auf Famili-
enasyl gem. §26 AsylG).
-> Befragung von begleiteten Kindern, wenn zur Klärung des Vortrages 
der Eltern erforderlich und wenn Kind reif genug ist.
-> bei (weiblichen) UMF: Bei zu jungen Kindern ggf. nur schriftliches Ver-
fahren, wobei im Falle einer Anhörung der Vormund  auch verhältnismä-
ßig viel übernehmen kann.
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Rechte bei den Anhörungen
•	 Möglichkeit Wünsche zu äußern hinsichtlich des Geschlechts des/der Anhörer_in und des/der 
Dolmetscher_in.
•	 Möglichkeit der  Einschaltung eines/r Sonderbeauftragten. 
•	 Möglichkeit der  Mitnahme eines Beistandes.
•	 Recht auf Pausen.
•	 Recht auf Abbruch der Anhörung aus gesundheitlichen Gründen oder wenn Verständigung 
mit Dolmetscher_in nicht sichergestellt ist.


Weitere Tipps
•	 vorab Anhörungsvorbereitung in Anspruch nehmen!
•	 bei gesundheitlichen und/ oder psychischen Problemen falls möglich und vorhanden schon 
Atteste mitnehmen.


Entscheidung des BAMF
Allgemeiner Hinweis:
Im deutschen Asylverfahren existieren verschiedene Schutzformen (Anerkennung als Asylberechtig-
ter; Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft; Zuspruch des subsidiären Schutzes; Feststellung eines 
Abschiebungsverbots), sodass die Ablehnung einer Schutzform nicht bedeutet, dass keine andere 
Schutzform gewährt wird => Bescheide aufmerksam lesen!


Ggf. Einlegung von Rechtsmitteln 
Allgemeine Hinweise:


•	 wenn ein Asylantrag abgelehnt wird, ist es zunächst wichtig zu verstehen, ob er als „unzuläs-
sig“ oder als „unbegründet“ abgelehnt worden ist.
•	 ob angesichts der Ablehnung eines Asylantrages oder Gewährung einer (zu) „schwachen“ 
Schutzform die Einlegung von Rechtsmittel sinnvoll ist, muss individuell (!) ermittelt werden.
•	 je nach Konstellation hat die Einlegung von Rechtsmittel Auswirkungen auf den Status der 
Kläger(in), solange das Verfahren anhängig ist, sodass man sich  vorab auch hierüber erkundi-
gen sollte.
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4. Frauenspezifische Fluchtgründe, je nach Schutzform & 
konkrete Rechtsprechungsbeispiele


Schutzform Beispiele frauenspezifische Fluchtgründen, die geltend gemacht werden 
können 


Flüchtlingsanerkennung •	 Frauen mit westlicher Prägung stellen in Afghanistan eine 
bestimmte soziale Gruppe dar, sodass der Klägerin die Flücht-
lingsanerkennung zuzusprechen ist ( s. OVG Lüneburg, Urteil vom 
21.9.2015, Az. 9 LB 20/14).
•	 alleinstehende Frauen gehören in Syrien einer ( besonders ge-
fährdeten) bestimmten sozialen Gruppe an, sodass der Klägerin 
der Flüchtlingsschutz und nicht der sub.Schutz zuzusprechen ist ( 
s. VGH BW, Beschluss vom 27.2.2017, Az. A 11 S 485/17). 
•	 Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft für eine Frau aus Afg-
hanistan, da Witwen eine soziale Gruppe darstellen, die in Afgha-
nistan zumindest von Seiten nichtstaatlicher Akteure Diskriminie-
rungen ausgesetzt ist; diese kommen in ihrer Kumulierung einer 
schweren Menschenrechtsverletzung gleich und der afghanische 
Staat ist nicht in der Lage, Schutz davor zu bieten (s. VG Halle, 
Urteil vom 11.8.2017, Az: 1 A 346/16 HAL).
•	 Nigerianische Frauen, die Opfer organisierten Menschenhan-
dels zum Zwecke sexueller Ausbeutung waren, gehören einer 
bestimmten sozialen Gruppe an, sodass der Klägerin die Flücht-
lingsanerkennung zuzusprechen ist ( s. VG Stuttgart, Urteil vom 
16.5.2014, Az. A 7 K 1405/12).


Und weitere denkbare Konstellationen: 
•	 Risiko Genitalverstümmelung 
•	 sexuelle Orientierung 
•	 Zuschreibung der gleichen politischen Überzeugung wie der 
Ehemann/ Vater 


Subsidiärer Schutz •	 Drohung eines ernsthaften Schadens für die Klägerin durch ihre 
eigene Familie wegen der geplanten Zwangsheirat (s. Bayerischer 
VGH, Az. 13A B 15. 30241).
•	 Ebenfalls denkbar:  Drohung eines ernsthaften Schadens für 
die Klägerin, weil im Herkunftsland keine/ nicht ausreichend Frau-
enhäuser zur Verfügung stehen. 


Abschiebungsverbot •	 §60, Abs. 5: u.A. Thema der Sicherung des Existenzminimum.
•	 §60, Abs. 7: u.A. Thema der Möglichkeit der psychotherapeuti-
schen/ pharmakologischen Weiterbehandlung (s. z.B. VG Hanno-
ver, Urteil vom 8. Dez. 2016, Az.: 1A 6429/15).


Anmerkung: Bei Frauen, die als Opfer von Menschenhandel und Zwangsprostitution nach Europa 
und vor allem Deutschland gekommen sind, sollten auch §25 Abs. 4a und 4b AufenthG berücksich-
tigt werden.
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5. Das Aufenthaltsrecht aus familiären  
Gründen 


Rechtliche Grundlagen aus dem Aufenthaltsgesetz
AT bei Vorhandensein eines deutschen Ehemannes/ bei 
einer lebenspartnerschaftlichen Gemeinschaft mit einer 
deutschen Person (vgl. §27 Abs. 2 AufenthG): 


§ 28 Abs. 1 Nr. 1 und §30 AufenthG.


AT bei Vorhandensein eines deutschen Kindes  
( s. dazu ggf. auch § 4 Abs. 3 StAG):


§ 28 Abs. 1 Nr. 3 AufenthG.


AT bei Vorhandensein eines ausländischen Ehemannes/ 
bei einer lebenspartnerschaftlichen Gemeinschaft mit 
einer ausländischen Person (vgl. §27 Abs. 2 AufenthG): 


§§ 29 und 30 AufenthG.


AT bei Vorhandensein eines ausländischen Kindes: § 36 Abs. 1 AufenthG; §25 Abs. 5 Auf-
enthG; § 25 a Abs. 2 AufenthG. 


Häufig auftretende Probleme bei der Eheschließung 
Bei der (Anmeldung) 
der Eheschließung:


•	 Eheschließung aus der Illegalität heraus ist nicht möglich -> zumin-
dest eine Duldung ist erforderlich.


•	 Eheschließung während eines laufenden Asylverfahrens -> Proble-
matik, dass man dann angehalten sein kann Kontakt zu den Behör-
den des Herkunftslandes aufzunehmen, um erforderliche Dokumente 
(etwa Identitätsdokumente, Ehefähigkeitszeugnis) zu erhalten. 


•	 Problematik des Verdachts des Vorliegens einer Scheinehe ( s. § 1310 
und §1314 Abs. 2 Nr. 5 BGB).


•	 allg. Problematik des Zeitdrucks, insb. wenn bei einem/r Duldungsin-
haber_in eine Abschiebung möglich wäre.


Bei der Erteilung der 
Aufenthaltserlaubnis:


•	 Erfüllung der allg. Erteilungsvoraussetzungen gem. §5 AufenthG, wo-
bei § 39 AufenthV nicht übersehen werden sollte ( s. dazu auch etwa 
Übergangslösung, nach welcher einem Ehepartner eine Fiktionsbe-
scheinigung erteilt wird, bis eine Reise in das Herkunftsland zur Bean-
tragung des passenden Visums für eine [Wieder]Einreise möglich ist).


•	 Umgang mit §§ 10 und 11 AufenthG ( Titelerteilungssperren).
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Häufig auftretende Probleme bei der Erlangung eines Aufenthaltstitels we-
gen eines mindj. deutschen oder ausländischem Kind mit Aufenthaltstitel & 
jeweils beteiligte Behörde
Problematik/ Fragestellung: In der Regel zuständige/ beteiligte/ interessierte 


Behörde:
(manchmal zeitaufwendige) Klärung der Staats-
angehörigkeit des Kindes & des eventuellen 
Vorhandenseins entsprechender abgeleiteter 
Aufenthaltsrechte


Standesamt & Auslandsvertretungen + Auslän-
derbehörde 


Ausgestaltung des Sorgerechts & Nachweis 
des Vorhandenseins einer familiären Lebensge-
meinschaft (-> häufig wichtig für  ausländische 
Vätern ohne sonstigen Aufenthaltstitel)


Jugendamt & Standesamt + Ausländerbehörde


Umgang mit „Verfahren bei konkreten An-
haltspunkten einer missbräuchlichen Anerken-
nung der Vaterschaft“ gem. §85a AufenthG


Standesamt & Ausländerbehörde 


Umgang mit/ Auswirkungen von einer Trennung/ Scheidung im Rahmen  
eines laufenden Asylverfahrens oder bei einem Aufenthaltstitel aus  
familiären Gründen 
Vorbemerkung: 


Die „Regeln“ zur Prüfung der Fragen:
•	 ob eine von Drittstaatsangehörigen im Ausland geschlossene Ehe im deutschen Rechtsver-
kehr wirksam ist
•	 welches Verfahren zu befolgen ist, damit eine von Drittstaatsangehörigen im Ausland ge-
schlossene Ehe im deutschen Rechtsverkehr wirksam geschieden werden kann
•	 welche sonstigen Folgen eine solche Scheidung etwa im Bereich Eigentumsrecht, Sorge-
recht u.Ä. hat


Unterfallen zunächst dem Internationalen Privatrecht ( = Regelungen zur Bestimmung welches 
nationale Recht in bestimmten Konstellationen „mit Auslandsbezug“ anzuwenden ist) 
=> fachkundige anwaltliche Beratung und Vertretung ist in diesem Bereich stark angeraten! 


Umgang mit/ Auswirkungen von einer Trennung/
Scheidung während des laufenden Asylverfahrens 


Umgang mit/ Auswirkungen von einer Tren-
nung/Scheidung bei der Inhaberin eines AT 
gem. §§ 28 Abs. 1 Nr. 1 AufenthG oder §§ 29, 30 
AufenthG 


•	  BAMF/ Verwaltungsgericht über die 
Trennung/ Scheidung informieren. 
•	 sich aus der Trennung/ Scheidung erge-
bende zusätzliche Gründe, die einen Schutz-
bedarf auslösen, dem BAMF/ dem Gericht 
unbedingt mitteilen! 


•	 Frage, ob §31 AufenthG (schon) greift
•	 Frage, ob aufgrund von Integrations-
leistungen ein anderer AT ( s. etwa §§ 
23a, 25b, 25 Abs. 5 AufenthG iVm Art. 8 
EMRK oder sogar eine Niederlassungser-
laubnis) in Frage kommt.
•	 im Falle, dass zunächst nur eine Dul-
dung in Frage kommt, ggf. über die Stel-
lung eines Asyl(folge)antrages nachdenk-
en oder Verweis auf Elemente unter 6.. 
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Sonstige (begleitende) Maßnahmen:


•	 je nach Bedarf, Unterstützung von öffentlichen Stellen, unabhängigen Beratungsstellen         
( inkl. Frauenhäusern!) und spezialisierten Anwält_innen in den Fachbereichen Aufenthalts- 
und Familienrecht organisieren.
•	 in Fällen von häuslicher Gewalt ggf. Maßnahmen des Gewaltschutzgesetzes in die Wege 
leiten ( z.B. polizeilicher Platzverweis oder Flucht in ein Frauenhaus), welche zunächst keine 
Auswirkungen auf die aufenthaltsrechtliche Situation haben [ mehr dazu finden Sie auch auf 
der Seite des Niedersächsischen Ministeriums für Soziales, Gesundheit und Gleichstellung: 
https://www.ms.niedersachsen.de/themen/gleichberechtigung_frauen/wer_schlaegt_muss_
gehen/13698.html , letzter Aufruf 6.2.2018 ].
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7. Materialien & Homepages
Spezialisierte Beratungsstellen


1. Materialien & Homepages
•	 Seite des Flüchtlingsrats Niedersachsen e.V.: https://www.nds-fluerat.org/projekte/fokus-
flucht/ & https://www.nds-fluerat.org/infomaterial/fuer-frauen/ .
•	 Seite des BAfF: http://www.baff-zentren.org/ bzw. http://www.baff-zentren.org/veroeffentli-
chungen-der-baff/ .


2. Spezialisierte  bundesweite und/oder niedersächsische Beratungsstellen
•	 Netzwerk für traumatisierte Flüchtlinge in Niedersachsen e.V. ( NTFN).
•	 Niedersächsische Vernetzungsstelle für die Belange der LSBTI-Flüchtlinge – NVBF.
•	 Verband binationaler Familien und Partnerschaften, iaf e.V. .
•	 Beim Thema Menschenhandel und Zwangsprostitution: Solwodi e.V. & KOK - Bundesweiter 
Koordinierungskreis gegen Menschenhandel e.V. 
•	 Bundesverbandes Frauenberatungsstellen Frauennotrufe e.V. bff (http://www.frauen-ge-
gen-gewalt.de)
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